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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

«Vielfalt» war eines der Mottos des Präsidialjahres von Ignazio Cassis und ebendieses
Motto war auch leitend für den vom Bundespräsidenten organisierten Bundesrats-
Ausflug 2022, der am 30. Juni ganz im Norden der Schweiz begann und am 1. Juli ganz
im Süden endete. Einer Bootsfahrt am Rheinfall folgte eine Begegnung mit der
Schaffhauser Bevölkerung und ein Mittagessen mit der Kantonsregierung.
Normalerweise führt das «Bundesratsreisli» in den Heimatkanton des
Bundespräsidenten oder der Bundespräsidentin. Da Schaffhausen allerdings bisher
noch nie ein Bundesratsmitglied stellte, wollte Cassis dem Kanton die Referenz
erweisen. Das Tessin war dann freilich die nächste Station des Ausflugs, die mit einem
Extrazug erreicht wurde. Am Nachmittag des ersten Tages besuchten die
Regierungsmitglieder nämlich das nationale Jugendsportzentrum in Tenero und
nahmen dort an einem Bogenschiesswettkampf teil. Anschliessend ging die Reise noch
weiter in den Süden: In Mendrisio besuchte der Bundesrat am zweiten Tag der Reise die
Accademia di architettura, wo der Architekt Mario Botta ein Referat zur Geschichte der
Akademie hielt. Auch in Mendrisio traf sich die Landesregierung mit der ansässigen
Bevölkerung und dem kantonalen Regierungsrat. Mit einem Mittagessen im kleinen Kreis
wurde der Ausflug beschlossen. 
Für das Treffen mit der Bevölkerung in Schaffhausen hatte auch der Präsident der
Corona-Massnahmen-skeptischen Organisation «Mass-Voll», Nicolas A. Rimoldi, seinen
Besuch angemeldet. Tatsächlich kam Rimoldi mit Alain Berset und Ueli Maurer ins
Gespräch, was von den Medien festgehalten wurde. Selbst dieses Treffen sei –
abgesehen von ein paar Buh-Rufen – «massvoll verlaufen», berichtete der Blick.
Solange so lockere Gespräche möglich seien, sei «unser Land noch in Ordnung», fand
die Sonntagszeitung; sei die Schweiz tatsächlich eine Diktatur, wie Mass-Voll behaupte,
dann sei sie «die angenehmste der Welt». 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.06.2022
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Nach dem «Horrorjahr für das Abstimmen per Mausklick», wie die NZZ die
Entwicklungen 2019 für E-Voting bezeichnete, kehrte 2020 zuerst ein wenig Ruhe ein.
Hinter den Kulissen geschah allerdings einiges. Auf der einen Seite entwickelte die Post,
deren ursprüngliches E-Voting-System 2019 an einem Intrusionstest gescheitert war,
ein alternatives System weiter. Dies stiess vor allem beim Komitee der Initiative für ein
E-Voting-Moratorium auf Kritik. Deren Sprecher Nicolas A. Rimoldi sprach davon, dass
die Post «auf einem toten Pferd» reite. Für Schlagzeilen sorgte Ende Mai, dass die
spanische Firma Scytl, von der die Post 2019 die Rechte am Programmcode des neuen
Systems übernommen hatte, Konkurs anmelden musste.
Auf der anderen Seite erarbeitete die Bundeskanzlei zusammen mit Kantonen und
Expertinnen und Experten eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs für E-Voting. Im
Zentrum standen Sicherheitsanforderungen und Zertifizierung neuer Systeme und die
Frage nach Kontrolle und Aufsicht durch den Bund. Der Bericht lag Ende November vor
und wurde vom Bundesrat Ende Dezember zur Kenntnis genommen. Es soll den
Kantonen nach wie vor frei gestellt bleiben, ob und mit welchen Systemen sie an
Versuchen mit E-Voting teilnehmen wollen. Kantonal dürfen maximal 30 Prozent und
national maximal 10 Prozent der Stimmberechtigten elektronisch abstimmen. Der Bund
erteilt dann Bewilligungen, wenn strenge Sicherheitsanforderungen erfüllt sind, die
einem kontinuierlichen Überprüfungsprozess unterliegen, was zu stetigen
Verbesserungen der Systeme führen soll. Ziel seien Systeme mit Open-Source-
Lizenzen, die ständig unabhängig überprüft werden könnten. Der Bundesrat kündigte
an, 2021 eine Vernehmlassung zu den notwendigen Revisionen der Verordnung über die
politischen Rechte bzw. über die elektronische Stimmabgabe durchführen zu wollen.
Ziel sei, dass die Bürgerinnen und Bürger einem möglichen dritten Stimmkanal
vertrauen könnten. Es gelte aber nach wie vor «Sicherheit vor Tempo», erklärte
Bundeskanzler Walter Thurnherr Ende Jahr in den Medien. 

Bereits Anfang Juli hatte zudem das überparteiliche Komitee der E-Voting-
Moratoriums-Initiative die Unterschriftensammlung abgebrochen. Bis November hätte
noch praktisch die Hälfte der Unterschriften gesammelt werden müssen. Die Covid-19-

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Pandemie habe die Sammlung erschwert, aber mit dem Marschhalt 2019 sei trotzdem
ein wichtiger Zwischenerfolg gelungen, gaben die Initiantinnen und Initianten beim
Rückzug zu Protokoll.

Freilich bedeutet Digitalisierung der Demokratie nicht bloss digitales Wählen und
Abstimmen. In der vor rund 20 Jahren vom Bund angestossenen Entwicklung im
Rahmen von «Vote électronique» waren explizit auch E-Collecting, also die
Ermöglichung, eine lancierte Volksinitiative mittels digitaler Unterschrift zu
unterstützen, elektronische Vernehmlassungen oder elektronische
Behördeninformationen als mögliche Projekte genannt worden. Neben E-Voting
fristeten diese Unternehmungen allerdings höchstens ein Mauerblümchendasein. Dies
sollte sich mit Hilfe der Unterstützung des «Prototype Fund» ändern, der lanciert vom
Verein Opendata.ch und der Mercator-Stiftung Projekte finanziell unterstützen wollte,
die «demokratische Partizipation in der Schweiz durch digitale Lösungen stärken», so
die Beschreibung in der WoZ. Gefragt waren Projekte im Sinne einer «Demokratie für
die Generation Smartphone» oder einer «Gamefication» der Demokratie, also der
Möglichkeit, demokratische Prozesse spielerisch zu erfahren. In den Medien wurde
zudem diskutiert, dass die Pandemie wohl auch der Digitalisierung der Demokratie
Vorschub leisten könnte.

Auch E-Collecting erhielt 2020 Aufwind. Zumindest beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mittels Postulat, einen Bericht über mögliche Auswirkungen der Einführung
von E-Collecting zu verfassen. Eine Motion von Franz Grüter (svp, LU), mit der E-
Collecting eingeführt werden sollte, wurde allerdings wieder zurückgezogen. Er sei
aufgrund der Diskussionen um eine notwendige Erhöhung der Unterschriftenzahlen, die
sein Vorstoss ausgelöst habe, zum Schluss gekommen, dass seine Motion eher zu einem
Abbau der direkten Demokratie führen könnte und nicht, wie von ihm eigentlich
beabsichtigt, zu einer Förderung, so Grüter.

Für Schlagzeilen sorgten wie schon im Vorjahr die verschiedenen Internetplattformen,
die Unterschriftensammlungen digital unterstützten. Berichtet wurde über das
«Unterschriftensammlungs-Tool» WeCollect von Daniel Graf, auf dem
Unterschriftenbogen «per Mausklick heruntergeladen werden» können, so die Aargauer
Zeitung. Die Plattform verfüge über Mailadressen von 75'000 Personen, die potenziell
solche Bogen runterladen und unterschreiben bzw. unterschreiben lassen würden und
so Unterstützung multiplizierten. Damit sei WeCollect zu einem «politischen
Machtfaktor» geworden, wobei allerdings «hauptsächlich Anliegen aus dem rot-grünen
Lager» unterstützt würden, so die Aargauer Zeitung. Um politisch unabhängiger zu
werden, wandelte Graf die Plattform in eine Stiftung um, deren Leitungsgremium
künftig darüber entscheiden soll, welche Begehren unterstützt werden. Dieses
Leitungsgremium bleibe aber «eng mit SP und Grünen verbandelt», stellte die Aargauer
Zeitung weiter fest. Ebenfalls für Schlagzeilen sorgte die «Agentur Sammelplatz Schweiz
GmbH», die von Alexander Segert, dem Verantwortlichen zahlreicher SVP-
Abstimmungs- und Wahlwerbungen, gegründet wurde. Auf der Plattform werde ein
«Rundumservice» von der Formulierung des Initiativtexts über das Sammeln von
Unterschriften bis hin zum Lobbying bei einer allfälligen Abstimmungskampagne
angeboten, berichtete die Aargauer Zeitung. Da die traditionellen Kanäle für
Unterschriftensammlungen – z.B. Anlässe, Strassensammlungen, Versand über
Zeitschriften – an Effektivität verlören, könnte die digitale Hilfe an Bedeutung
zunehmen, so die Zeitung. Kritisiert wurde freilich, dass es hier nicht um einen Ausbau,
sondern eher um eine «Kommerzialisierung der direkten Demokratie» gehe, wie sich
Daniel Graf in der Aargauer Zeitung zur Konkurrenz äusserte. 
Die NZZ schliesslich berichtete von einer Studie des Zentrums für Demokratie Aarau,
die zeige, dass vier von fünf Volksbegehren von grossen Parteien und Verbänden
getragen würden. Rund 35 Prozent aller zwischen 1973 und 2019 zustande gekommenen
Volksbegehren stammten laut Studie direkt aus einer Parteizentrale. Eine wichtige
Bedingung für das Zustandekommen einer Volksinitiative scheint entsprechend der
Resultate zudem zu sein, dass mindestens eine Parlamentarierin oder ein
Parlamentarier dem Initiativkomitee angehöre. Ist dies der Fall, liege die
Wahrscheinlichkeit des Scheiterns bei 23 Prozent; im Gegensatz zu einer
Wahrscheinlichkeit von 36 Prozent, wenn dies nicht der Fall ist. Laut NZZ könnte die
Digitalisierung der Unterschriftensammlung kleinen Gruppierungen entsprechend
entgegenkommen und dabei helfen, die Relevanz von grossen Organisationen zu
reduzieren. 2
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Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Mitte Oktober 2023 gab die Bundeskanzlei bekannt, dass der Unterschriftenbogen für
die Volksinitiative «Für den wirksamen Schutz der verfassungsmässigen Rechte»
(Souveränitätsinitiative) gültig ist und somit mit der Unterschriftensammlung begonnen
werden kann. Diese Initiative, eingereicht von einem Komitee rund um den Präsidenten
von Mass-voll, Nicolas Rimoldi, und den Co-Präsdidenten der «Freunde der
Verfassung», Roland Bühlmann, verlangte, dass die Schweiz keine völkerrechtlichen
Verträge abschliessen darf, welche die Grundrechte tangieren. Ebenfalls verboten
wären Staatsverträge, bei denen sich die Schweiz an die Rechtsprechung anderer
Staaten oder supranationaler Organe halten müsste – mit Ausnahme des
Internationalen Gerichtshofs und des Internationalen Strafgerichtshofs. Bereits
bestehende rechtliche Verpflichtungen sollen zudem darauf überprüft werden, ob die
genannten Erfordernisse eingehalten werden. Im Initiativkomitee nahmen auch
Mitglieder der SVP-Nationalratsfraktion Einsitz, so etwa Lukas Reimann (svp, SG) oder
Andreas Glarner (svp, AG). Die Sammelfrist für die 100'000 Unterschriften dauert bis
April 2025. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.10.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Nach den Schlussabstimmungen zur fünften Änderung des Covid-19-Gesetzes
machten sich die Freunde der Verfassung, Mass-voll sowie etwa zwei Dutzend weitere
massnahmenkritische Organisationen an die Unterschriftensammlung für ein erneutes
Referendum. Ihre Hauptkritik richtete sich erneut gegen das Covid-19-Zertifikat –
dessen Rechtsgrundlage durch die fünfte Revision verlängert wird –, da dieses zu einer
«Beschneidung der Grundrechte» und zu einer Spaltung der Gesellschaft führe, wie sie
online auf ihrer Kampagnenseite erklärten. 
Die mediale Aufmerksamkeit für die Unterschriftensammlung blieb deutlich unter den
ersten beiden zum Covid-19-Gesetz ergriffenen Referenden zurück. In einzelnen
Zwischenmeldungen wurde jedoch darüber berichtet, dass sich die
Referendumsführenden mit der Unterschriftensammlung schwerer täten als zuvor. Als
Grund dafür machten die Medien vor allem die gesunkene Sorge vor Covid-19 aus. Noch
Anfang März berichtete etwa die Aargauer Zeitung, dass das Referendum wohl nicht
zustande kommen werde – einen Monat vor dem Ende der Sammelfrist seien erst
40'000 der angestrebten 60'000 Unterschriften zusammengekommen, bestätigte auch
der Präsident von Mass-voll, Nicolas Rimoldi gegenüber den Medien. Ende März 2023
verkündeten die Freunde der Verfassung und Mass-voll jedoch, dass sie mit Einsatz von
«viel Zeit und Geld» (Rimoldi) genügend Unterschriften gesammelt hätten, was die
Bundeskanzlei Anfang April 2023 bestätigte: Mit 56'184 gültigen von 59'211
eingereichten Unterschriften war das Referendum zustandegekommen. Somit werden
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger im Juni 2023 über die fünfte Revision und
über die weitere Gültigkeit des Covid-19-Gesetzes abstimmen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.04.2023
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Im Zuge der 2020 und 2021 anhaltenden Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen der
Behörden entstand eine ganze Reihe neuer politischer Organisationen, und manche
ältere Gruppierungen gewannen neuen Schwung. Zu den Organisationen, die in der
öffentlichen Debatte in der Folge eine teils prominente Rolle einzunehmen
vermochten, gehörten die folgenden:

Der Verein «Freunde der Verfassung» wurde an Pfingsten 2020 auf dem Rütli
gegründet, ein Jahr später zählte er rund 12'000 Mitglieder. Viele von diesen – auch die
meisten Vorstandsmitglieder – waren davor kaum politisch aktiv. Der Verein sah durch
die Covid-19-Massnahmen, aber auch durch andere Vorhaben der Behörden die
verfassungsmässigen Grundrechte und die bürgerlichen Freiheiten verletzt. Um solche
Vorhaben zu bekämpfen, nutzten die Freunde der Verfassung stark den
direktdemokratischen Kanal, wobei sie eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln
zahlreicher Unterschriften bewiesen. Nebst den Referenden gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision waren sie auch massgeblich an den
Referenden gegen das E-ID-Gesetz, gegen das Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen gegen Terrorismus (PMT) und gegen das Medienpaket beteiligt. Ausserdem
wirkten sie bei der Unterschriftensammlung für die Volksinitiative gegen eine
Impfpflicht (Initiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit») mit und gaben im
Sommer 2021 bekannt, eine Volksinitiative zur Einführung der Gesetzesinitiative zu
planen. Die Geldmittel für diese zahlreichen Kampagnen stammten «von Mitgliedern,
aus Spenden und von einer Handvoll sehr besorgter Unternehmer, von denen keiner
Blocher heisst», wie die Freunde der Verfassung sich in der NZZ zitieren liessen. Das
Präsidium des Vereins teilten sich Marion Russek und Werner Boxler. In der medialen
Öffentlichkeit stark in Erscheinung traten zudem Mediensprecher Michael Bubendorf,
ein ehemaliges SVP-Mitglied, und Kampagnenleiter Sandro Meier, nach eigener Aussage
ein «ehemaliger Links-Grün-Wähler». Verschiedene Medien sahen zudem den
Solothurner Publizisten Christoph Pfluger als wichtige Figur bei den Freunden der
Verfassung.

Der im Februar 2021 gegründete Verein «Mass-voll!» verstand sich als
Jugendbewegung gegen die Behördenmassnahmen. Die jüngere Generation sei durch
eine Covid-19-Infektion gesundheitlich am wenigsten gefährdet, doch gerade diese
Generation werde in ihrer Entwicklung und Freiheit durch die Massnahmen besonders
getroffen. Ähnlich wie die Freunde der Verfassung, aber oft in deutlich schärferem Ton
prangerte Mass-voll die «Freiheitsberaubung und Überwachung der Bürger», «eine
Zweiklassengesellschaft von Geimpften und Nichtgeimpften» sowie eine zu grosse
Machtkonzentration beim Bundesrat an, die dieser für «menschenverachtende»
Massnahmen und die «Abschaffung der Grundrechte» missbrauche. Zur Verbreitung
ihrer Positionen setzte Mass-voll stark auf die Sozialen Medien sowie auf
Kundgebungen. Bekanntester Exponent war Co-Präsident Nicolas Rimoldi, der auch im
Vorstand der Auns sitzt und bereits vor der Pandemie mit libertären Positionen
innerhalb der FDP aufgefallen war. Neben ihm war zunächst Carla Wicki und ab Sommer
2021 Viola Rossi Co-Präsidentin. Andere leitende Mitglieder von Mass-voll waren
gemäss NZZ für die SVP aktiv.

Das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige Corona-Politik» entstand im
Herbst 2020 und hatte seine Basis in den Kantonen Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden. Im
Herbst 2021 zählte es nach eigenen Angaben «deutlich über 1'000 eingeschriebene
Unterstützer». Das Aktionsbündnis trat zum einen als Mitorganisator von Kundgebungen
in Erscheinung, zum anderen auch in den Abstimmungskampagnen gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision. Es kritisierte die «Corona-
Zwangsmassnahmen» als «unsinnig, schädlich und unverhältnismässig». Nach eigenen
Angaben setzte sich das Aktionsbündnis «für die freie Diskussion und sachliche
Aufklärung der Bevölkerung» ein und orientierte sich an «unabhängigen
Informationsquellen über die Auswirkungen auf unsere Gesellschaft und dem Stand der
nicht einer politischen Agenda unterworfenen Wissenschaft». Bekanntestes Gesicht
des Aktionsbündnisses war der Schwyzer Unternehmer Josef Ender.

Das «Netzwerk Impfentscheid» war schon 2011 als Zusammenschluss impfkritischer
Personen gegründet worden und hatte 2013 erfolglos mit einem Referendum gegen das
Epidemiengesetz gekämpft. Die Covid-19-Pandemie verlieh dem Netzwerk gemäss NZZ
«neuen Schub». Das Netzwerk sah sich als Stimme gegen die «Impfpropaganda» der
Behörden und gegen eine aus seiner Sicht drohende Impfpflicht. Prominentester

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Exponent des als Verein organisierten Netzwerks war der Naturheilpraktiker Daniel
Trappitsch.

Die «Freiheitliche Bewegung Schweiz» war schon vor der Covid-19-Pandemie vom
ehemaligen Luzerner SVP-Politiker Richard Koller gegründet worden. Sie fand mit dem
Kampf gegen Maskenpflicht, Impfen und Einschränkungen des privaten und öffentlichen
Lebens ein neues Tätigkeitsfeld. Am 1. Dezember 2020 startete die Freiheitliche
Bewegung die Volksinitiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit», die sich
gegen eine Impfpflcht richtet. Andere Forderungen der Bewegung betrafen den Erhalt
des Bargelds oder die Möglichkeit für alle Gemeinden, autonom über die Einführung
des Mobilfunkstandards 5G zu entscheiden. Die NZZ charakterisierte die Bewegung im
März 2021 als «Sammelbecken für Menschen, die dem Staat grundsätzlich misstrauen
und sich durch seine <Machenschaften> bedroht sehen».

Die «Freiheitstrychler» traten im Herbst 2020 erstmals in Erscheinung. An
Protestkundgebungen gegen Covid-19-Massnahmen zogen sie mit ihren
unüberhörbaren Trycheln und den weissen Hirtenhemden in der Folge viel
Aufmerksamkeit auf sich, auch medial. Im Mai 2021 bestanden sie gemäss
Medienberichten aus rund 100 Personen, die grossmehrheitlich aus dem Kanton Schwyz
stammten. Ihr Gründer, der Schwyzer Andy Benz, ist SVP-Mitglied. 5

Der Verein «Mass-voll!», der im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
gegründet worden war und bei den einschlägigen Demonstrationen zwischenzeitlich
stark mobilisieren konnte, musste Ende 2021 eine Abspaltung verzeichnen. Kurz nach
der Abstimmung über die zweite Änderung des Covid-19-Gesetzes, bei der die
Massnahmengegnerschaft eine deutliche Niederlage eingefahren hatte, trat ein grosser
Teil der Mass-voll-Vorstandsmitglieder einschliesslich der Co-Präsidentin Viola Rossi
zurück und gründete stattdessen einen eigenen Verein mit dem Namen «Taraxxa». Als
Grund für die Abspaltung wurden in einer Medienmitteilung «unterschiedliche
Ansichten über die Vereinstätigkeit in der jüngsten Vergangenheit und über die weitere
strategische Ausrichtung des Vereins» genannt. Taraxxa wolle «eine freie, neue Welt
[erschaffen]» und nicht «die alte bekämpfen». Näher gingen die Exponentinnen und
Exponenten in der Öffentlichkeit nicht auf die Differenzen ein. Auf jeden Fall solle
Taraxxa weniger einen politischen und stärker einen sozialen Fokus setzen als Mass-voll:
Im neuen Verein sollten «geimpfte und ungeimpfte» Junge – insbesondere solche, «die
sich nirgends zugehörig fühlen, die vom Leben ausgeschlossen wurden» – einen
«Zufluchtsort» finden, sich «vernetzen und Spass haben» können, etwa beim Wandern
oder Kochen.
Der Verein Mass-voll, der sich selbst auch nach der Abspaltung als «die grösste politisch
engagierte Jugendorganisation der Schweiz» mit «deutlich mehr als 30`000
Unterstützerinnen und Unterstützern» bezeichnete, organisierte sich daraufhin neu.
Der bisherige Co-Präsident Nicolas Rimoldi wurde zum alleinigen Präsidenten, daneben
wurden drei weitere Personen in den Vorstand gewählt. Die «informelle Alterslimite von
30-35 Jahren» für Mitglieder hob Mass-voll auf, zumal «zwar die Jugend in besonderer
Form unter den zynischen Covid-Zwangsmassnahmen leidet, aber die Probleme
anderer Generationen letztlich identisch mit unseren sind». Mit dem zumindest
vorläufigen Auslaufen der meisten Covid-19-Massnahmen im Frühling 2022 stellten sich
die Medien auch die Frage nach dem künftigen Tätigkeitsgebiet von Mass-voll, das
bisher vor allem im lautstarken Protest gegen ebendiese Massnahmen bestanden hatte.
Im Februar 2022 gehörte der Verein zu den siegreichen Gegnerinnen und Gegnern des
Medienpakets, darüber hinaus kündigte er an, sich allgemein für Bürgerrechte und
Grundrechte in der Schweiz einzusetzen und im Fall einer Verlängerung der
gesetzlichen Grundlage für das Covid-19-Zertifikat das Referendum dagegen zu
ergreifen. Man wolle zudem «Strategien für die eidgenössischen Wahlen 2023»
besprechen. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.05.2022
HANS-PETER SCHAUB
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